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Der Tag danach: Das Unglück lässt vom 650-jährigen Bauwerk nicht viel übrig. BILDER KEYSTONE

Die Nacht, in der die Kapellbrücke brannte
Eine Feuersbrunst zerstört vor 25 Jahren das Luzerner Wahrzeichen weitgehend – der Wiederaufbau wird weltweit beachtet

ERICH ASCHWANDEN

Der18.August1993hat sich insGedächt-
nis eingebrannt.Wohl alle Luzerner, die
damals zehn Jahre oder älter waren, er-
innern sich noch, was sie in dieser Nacht
gemacht und wie sie die Nachricht vom
Unglück erhalten haben.Kurz nachMit-
ternacht brach auf der Kapellbrücke ein
Feuer aus, das grosse Teile des Wahrzei-
chensbis aufdieGrundmauernzerstörte.

Begrenzt historisch

Im Fall des Schreibenden waren es die
7-Uhr-Nachrichten von Radio DRS, die
für ein rascheresAufstehen sorgten.Das
Ganze war umso unglaublicher, als man
die Holzbrücke kurz nach 23 Uhr des
Vorabends nach dem Spätdienst unver-
sehrt passiert hatte.EinAugenschein zu-

sammenmit Hunderten anderer Neugie-
riger zeigte, dass das Unvorstellbare lei-
der eingetroffen war. Verschont vom
rasenden Feuer blieb nur der Wasser-
turm und an beiden Enden ein 25 Meter
und ein 40 Meter langes Stück Brücke.
Verletzte oder gar Todesopfer forderte
die Feuersbrunst glücklicherweise nicht.

Die weltweiten Schlagzeilenmachten
klar, dass mehr beschädigt worden war
als nur das Wahrzeichen einer mittel-
grossen Schweizer Stadt.Eine Ikone war
zerstört worden und ist vielleicht gerade
deswegen erst recht wiederauferstanden.
Der Luzerner Kunstmaler Hans Erni er-
klärte in einer ersten Reaktion: «Es ist
wie ein Todesfall.» Der Pariser «Figaro»
titelte: «Luzerner weinen um ihre Holz-
brücke.» Vermutlich war es ein weg-
geworfener Zigarettenstummel gewesen,
der die zweitlängste überdachte Holz-

brücke Europas in dieser Sommernacht
in Brand setzte. Hieb- und stichfest
konnte die Ursache nie ermittelt werden.

Streit um Bilder

Bereits am folgenden Tag setzte die
Luzerner Stadtregierung einZeichen, in-
dem sie beschloss,die ganzeBrücke über
200 Meter wieder aufzubauen. Dieser
Schrittwurdeauchdamitbegründet,dass
an der Holzbrücke ohnehin kein Balken
mehr aus der Bauzeit im 14. Jahrhundert
stamme. Die Kapellbrücke war bereits
mehrfach erneuert, umgestaltet und ver-
kürzt worden. Der letzte komplette Ab-
und Neubau wurde 1969 vorgenommen.
DerWiederaufbau nach demBrand kos-
tete rund 3,4 Millionen Franken. Ein
Grossteil der Kosten wurde durch Ver-
sicherung und Spenden gedeckt.

Unvergessen ist in Luzern auch, wie
der legendäre Tourismusdirektor Kurt
H. Illi bei derWiedereröffnung des Bau-
werkes am 14.April 1994 in Tränen aus-
brach und wie diese Gefühlsregung von
über hundert Medienschaffenden in alle
Welt hinausgetragen wurde. Sechs Kilo
Zeitungsartikel ergab der Pressespiegel,
wobei die Berichte der Printmedien aus
dem FernenOsten nicht mitgezählt sind,
wo Illi die Werbetrommel für die Stadt
Luzern stets am lautesten rührte.

Leidenschaftlich diskutiert wird in
der Stadt Luzern noch heute,wie der Bil-
derschmuck auf der Kapellbrücke ausse-
hen soll. Bei der Feuersbrunst war auch
ein grosser Teil der von Hans Heinrich
Wägmann im 17. Jahrhundert gemalten
Tafelbilder zerstört worden. Heute hän-
gen auf der Holzkonstruktion noch 63
Bilder – 30 unversehrte und 7 brand-

geschädigte Originale, ausserdem 26 Bil-
der, die aus einem 1835 abgerissenenTeil
der Brücke stammen und vorher einge-
lagert worden waren.

Festgelegt ist dies in der sogenannten
Hängeordnung aus dem Jahr 2002. Sämt-
liche Versuche, die Lücken zu füllen,
blieben erfolglos. Vor zehn Jahren liess
der Anwalt und Kunstmäzen Jost Schu-
macher für zwei Millionen Franken
Kopien herstellen und wollte diese der
Stadt gratis zur Verfügung stellen. Doch
Denkmalpfleger, Stadtregierung und
Stimmbürger lehnten es ab, die Kopien
imGiebel der Brücke aufzuhängen.Zur-
zeit gibt es neueAnläufe, die Hängeord-
nung zu ändern. Doch dies können die
Luzerner nicht allein entscheiden, steht
doch die Kapellbrücke seit 1914 unter
dem Schutz der Eidgenossenschaft. Der
Bund hat also einWörtchen mitzureden.

Trotz dem Kampf der Feuerwehr fällt ein Grossteil der Brücke den Flammen zum Opfer.

Viel Sympathie für Agrarinitiativen
Erste Trendumfrage zu den Abstimmungen vom September rüttelt die Bürgerlichen wach

ANGELIKA HARDEGGER

Die Plakate sind gedruckt, die Flyer lie-
gen bereit.Aber wirklich gekämpft wird
noch nicht um die Landwirtschaftsinitia-
tiven, die am 23. September an die Urne
kommen. Es sind das die Fair-Food-Ini-
tiative, die fordert, dass importierte
Lebensmittel künftig höhere bis Schwei-
zer Standards in puncto Tierwohl und
Nachhaltigkeit erfüllen müssen, und die
Initiative für Ernährungssouveränität,
welche dieAgrarpolitik umpflügen will.

Die Debatte wird nun anziehen – und
die Gegner haben viel aufzuholen. Wie

eine erste Trendumfrage des For-
schungsinstituts GfS in Bern zeigt, lie-
gen die Befürworter beider Vorlagen
zum jetzigen Zeitpunkt deutlich vorne.
Wäre im August abgestimmt worden,
hätte laut der Umfrage eine absolute
Mehrheit beide Initiativen angenom-
men: 78 Prozent der Befragten sprachen
sich für die Fair-Food-Initiative aus, 20
dagegen, 2 waren unentschieden. In der
Romandie lag die Zustimmung mit 89
Prozent noch höher als in der Deutsch-
schweiz, wo 77 Prozent der Befragten
angaben, das Anliegen bestimmt oder
eher zu befürworten.

Bei der Initiative für Ernährungs-
souveränität,diebeieinerAnnahmenoch
viel weitreichendere Folgen hätte, liegt
dieZustimmungnurminimtiefer.75Pro-
zent derBefragten hätten bestimmt oder
eher ein Ja eingelegt, 22 ein Nein.

Am ehesten lehnten SVP-, CVP- und
FDP-Wähler die Fair-Food-Initiative ab,
Grüne und SP-Wähler gaben am häu-
figsten an, Ja oder eher Ja zu sagen. Die
Initiative für Ernährungssouveränität
stiess hingegen bei SVP-Wählern auf
mehr Zustimmung als bei SP-Wählern.

GfS Bern hat für die Initiative 1200
Leute befragt.Das Resultat der Umfrage
ist aber mit Vorsicht zu geniessen: Die
Meinungsbildung ist im Fall beider
Initiativen noch wenig weit fortgeschrit-
ten, und dass Volksinitiativen in frühen
Befragungen auf hohe Zustimmung stos-
sen, ist ein bekanntes Phänomen.

Dennoch zeigt die Trendumfrage:
Beide Landwirtschaftsinitiativen können
auf hohe Sympathiewerte zählen.Damit
bestätigt der GfS-Trend eine Umfrage
des Tamedia-Verlags, die bereits vergan-
gene Woche eine hohe Zustimmung zu
beiden Initiativen ausgewiesen hatte.

Den Gegenvorschlag zur inzwischen
zurückgezogenen Velo-Initiative hätten
im August laut dem GfS-Trend 64 Pro-
zent der Befragten angenommen.Aller-
dings verfügen erst 38 Prozent der Be-
fragten über feste Stimmabsichten.Bun-
desrat und Parlament wollen die Verfas-
sung ergänzen und damit die Velowege
den Fuss- und Wanderwegen gleichstel-
len. Der Bund will in diesem Bereich je-
doch nur unterstützend tätig sein.

Für die Umfrage wurden 1200 repräsentativ ausgewählte Stimmberechtigte zwischen dem 30. Juli und dem 10. August befragt.

Der Fehlerbereich liegt bei +/– 2,9 Prozentpunkten.
QUELLEN: SRG-TREND, GfS BERN NZZ-Infografik/jok.

Bestimmt/eher dafür Bestimmt/eher dagegenWeiss nicht

Befürworter der Argrarinitiativen liegen weit vorne

Trendumfrage des Forschungsinstituts GfS Bern vom 17. 8. 2018

64 2610

Gute Chancen für Gegenvorschlag zur Veloinitiative

78 202

Befürworter der Fair-Food-Initiative im Vorsprung

75 223

Sehr viel Sympathie für radikale Initiative für Ernährungssouveränität

Lohndiskriminierung
bekämpfen
Knappe Mehrheit für Änderung des Gleichstellungsgesetzes

(sda) · Grosse Unternehmen sollen prü-
fen müssen, ob sie Männern und Frauen
für gleichwertige Arbeit gleich viel zah-
len. Nach dem Ständerat hat sich auch
die vorberatende Nationalratskommis-
sion dafür ausgesprochen – allerdings
mit hauchdünner Mehrheit. Die Kom-
mission für Wissenschaft, Bildung und
Kultur (WBK) beantragt dem Rat mit
Stichentscheid von Kommissionspräsi-
dentin Christine Bulliard-Marbach (cvp.,
Freiburg), die Änderungen des Gleich-
stellungsgesetzes anzunehmen.

Ebenfalls mit Stichentscheid der Prä-
sidentin lehnte es die Kommission ab,die
stufenweise Erhöhung des Frauenren-
tenalters auf 65 ans Gleichstellungsge-
setz zu koppeln. Die Mehrheit ist der
Ansicht, dass diese Frage im Rahmen
der laufenden Revision zur Stabilisie-
rung derAHV geregelt werden soll.

Ab hundert Angestellten

Die WBK folgte in allen Punkten dem
Ständerat,wie die Parlamentsdienste am
Freitag mitteilten. Der Ständerat hatte
sich in der Sommersession im zweiten
Anlauf dafür ausgesprochen, Unterneh-
men mit 100 oder mehr Angestellten zu
Lohngleichheitsanalysen zu verpflichten.
Der Bundesrat schlägt eine Grenze von
50 Angestellten vor. Auch die National-
ratskommission hat sich nun aber dafür
entschieden, die Grenze bei 100 Ange-
stellten zu setzen. Minderheiten verlan-

gen, dass Unternehmen bereits ab 10
oder 50 beziehungsweise erst ab 250An-
gestellten die Löhne analysierenmüssen.

Nur während zwölf Jahren

Weiter beantragt die Kommission, dass
Unternehmen von weiteren Analysen
befreit sind, sobald eine Analyse zeigt,
dass sie die Lohngleichheit eingehalten
haben. Nach dem Willen des Bundes-
rates müsstenUnternehmen dieAnalyse
alle vier Jahre durchführen – unabhängig
vom Resultat der letzten Untersuchung.
Anders als der Bundesrat wollen der
Ständerat und die Nationalratskommis-
sion die Massnahme zudem auf zwölf
Jahre befristen.

Die Mehrheit der Kommission hält
staatliche Massnahmen grundsätzlich
für angebracht. Zwar sei der durch Dis-
kriminierung entstandene Anteil der
Differenz zwischen Männer- und Frau-
enlöhnen in den letzten Jahren rückläu-
fig, hält sie fest. Der Prozess zur Besei-
tigung der Lohndiskriminierung schreite
aber zu langsam voran.

Eine Minderheit beantragt, nicht auf
dieVorlage einzutreten. Sie verweist auf
Erfolge von freiwilligen Massnahmen
und sieht in der Vorlage einen Angriff
auf den liberalen Arbeitsmarkt. Der
Nationalrat entscheidet voraussichtlich
in der Herbstsession über die Vorlage.
Auch im Plenum ist ein knappes Resul-
tat zu erwarten.


